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Das neue europäische Bauproduktenrecht
Endlich ist nun die neue EU-Bauproduktenverordnung ist verabschiedet worden. Mit ihrer vollständigen Bezeichnung als „Verordnung (EU) Nr. 305/ 2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von Bauprodukten“ wurde sie am 04.04.2011 bekanntgemacht. Sie gibt dem europäischen Bauproduktenrecht eine neue Rechtsgrundlage und löst damit die  Bauproduktenrichtlinie aus dem Jahr 1988 ab – damals noch eine Richtlinie der „Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft“ (89/106/EWG).
Das Gesetzgebungsverfahren zum Erlass der EU-Bauproduktenverordnung hatte folgenden Ablauf: Nach einer öffentlichen Konsultation im Internet in der ersten Jahreshälfte 2006 stellte die Kommission erste Überlegungen bei einem während der deutschen Ratspräsidentschaft organisierten Fachtreffen am 21./22.05.2007 in Berlin vor. Der offizielle Vorschlag gegenüber Parlament und Rat folgte (erst) am 23.05.2008. Beschlussfassungen erfolgten im Parlament am 24.04.2008 (1. Lesung) und am 18.01.2011 (2. Lesung), im Rat am 25.05.2010 und am 13.09.2010 (1. Lesung) sowie am 28.02.2011 (2. Lesung).
Die EU-Bauproduktenverordnung hat im Wesentlichen den folgenden Inhalt:

Die CE-Kennzeichnung als Weg zu mehr Binnenmarkt
Die EU-Bauproduktenverordnung (EU-BauPV) bezweckt die Beseitigung von Handelshemmnissen im Binnenmarkt. Dabei bleiben die Mitgliedstaaten für die Regelung der sich aus dem Bauwerk ergebenden Anforderungen zuständig, die in Deutschland durch das Landesbauordnungsrecht festgelegt werden. Auf der Grundlage der EU-BauPV werden sodann die Verfahren des Nachweises, dass ein Produkte diese Anforderungen auch erfüllt, vereinheitlicht. Dies geschieht in harmonisierten technischen Normen und durch einzelproduktbezogene technische Bewertungen, die ein Hersteller bei den von den Mitgliedstaaten einzurichtenden Bewertungsstellen beantragen kann. Anschließend ist er befugt und verpflichtet, die CE-Kenn​zeich​nung aufzubringen.

Zusammen mit der CE-Kennzeichnung muss eine Leistungserklärung mit einer Liste aller in der Norm oder Bewertung enthaltenen Produkteigenschaften erstellt werden. Dabei sollen zumindest diejenigen Leistungswerte positiv angegeben werden, die für die Errichtung eines Bauwerks je nach Mitgliedstaat notwendig sind. Diese Werte sind auch unmittelbar auf dem Produkt anzugeben.

Ausnahmen von der CE-Pflicht sind ggf. möglich, wenn das Produkt individuell in Nichtserienfertigung und auf besonderen Auftrag hin gefertigt wurde oder es auf der Baustelle hergestellt und dort auch eingebaut wurde. Außerdem gibt es einen Ausnahmetatbestand für Bauprodukte, die aus denkmalpflegerischen Gründen abweichend gefertigt werden.

Eine bedeutsame Vereinfachung besteht in der teilweisen Abkehr der EU-BauPV vom sog. „performance-Prinzip“. Dies hat zum Inhalt, dass Leistungsangaben in Form eines Zahlenwertes nach realem Durchlaufen eines, ggf. kostenaufwendigen, Prüfverfahrens gemacht werden sollen. Nunmehr wird ausdrücklich anerkannt, dass deklaratorische Verfahren zuweilen gleich zuverlässig aber wesentlich weniger kostspielig als Prüfungen sind.

Zum anderen sieht die EU-BauPV in bestimmten Fällen vereinfachte Verfahren zur CE-Kenn​zeichnung vor. So soll der Hersteller Leistungsangaben machen dürfen, ohne das Produkt vorher (ggf. noch einmal) getestet zu haben, wenn die jeweilige technische Spezifikation – also Norm oder Zulassungs-/ Bewertungsdokument – dies vorsieht, und er darf ggf. von einem anderen Hersteller erzielte Testergebnisse verwenden.

Weitere Regelungen sehen vor, dass – näher definierte – „Kleinstunternehmen“ sowie Hersteller von Sonderanfertigungen für bestimmte Einzelbauwerke ggf. nach Norm erforderliche Nachweise durch eine Spezifische Technische Dokumentation ersetzen dürfen. Im Gesetzgebungsverfahren wurde u.a. von Deutschland in Übereinstimmung mit Forderungen der Bauwirtschaft durchgesetzt, die Kleinstunternehmenklausel auf Produkte von geringerer Bedeutung im Bauwerk zu beschränken und in beiden Vorschriften ein ausdrückliches Gleichwertigkeitsgebot im Verhältnis zu genormten Produkten zu ergänzen. Hier werden ggf. Folgerungen für die Vergabepraxis zu prüfen sein.
Harmonisierte Normen und Technische Bewertungen

Das europäische Bauproduktenrecht kennt zwei verschiedene technische Spezifikationen: die harmonisierte europäische Norm (hEN) und die Europäische Technische Bewertung (bisher: „Zulassung“).
Im Bereich der Normung führt die EU-BauPV die bisherigen Regelungen im Kern unverändert weiter. Im Bereich der Bewertung wurde das Verfahren vereinfacht sowie zeitlich gestrafft und auf diese Weise praktikabler gemacht. Damit geht allerdings – entgegen u.a. deutschem Widerspruch im Gesetzgebungsverfahren – auch eine Einschränkung der Harmonisierungswirkung einher. Zu beachten ist dabei vor allem, dass die Bewertung – anders als bisher die Zulassung – künftig ausdrücklich nicht mehr eine „positive technische Beurteilung der Brauchbarkeit eines Produkts hinsichtlich der Erfüllung der wesentlichen Anforderungen für Bauwerke, für die das Produkt verwendet wird“, darstellt und auch keine festgelegte Gültigkeitsdauer mehr hat. Auch hier werden in der Praxis insbesondere etwaige Konsequenzen im Rahmen von Vergabeverfahren zu prüfen sein. 
In Zukunft wird es zudem möglich sein, auch in den Bereichen „Nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen“, Sicherheit im Sinne von „security“ (Einbruchssicherheit) sowie „Barrierefreiheit“ harmonisierte Normen und Bewertungen zu schaffen. Außerdem wird künftig dem Arbeitsschutz größere Bedeutung zugemessen.

Pflichtenkatalog und neue Informationsrechte für die Wirtschaftsakteure
Deutliche Transparenzgewinne liegen darin, dass die EU-BauPV die Pflichten von Hersteller und ihren Bevollmächtigten, Importeuren und Händlern in einem umfassenden Katalog ausdrücklich aufführt und präzisiert. Dies geht einher mit einer entsprechenden ausführlicheren Regelung der Marktüberwachung, die die Vorschriften der VO (EG) 765/2008 ergänzen.

Die EU-BauPV schreibt in Anlehnung an die nach der Verordnung über gegenseitige Anerkennung (VO [EG] 764/2008) die Einrichtung von Produktinfostellen für Vorschriften bezüglich des Einbaus, der Montage oder der Installation von Bauprodukten vor. Diese erleichtern Herstellern und Verwendern künftig die Ermittlung der jeweils national geltenden Anforderungen und stellen damit einen wichtigen Beitrag zum Bürokratieabbau dar.

Umwelt- und Klimaschutz

Erstmals eröffnet die EU-BauPV die Möglichkeit, europäische Mindestschutzniveaus festzulegen. Hierfür kann die Kommission durch delegierte Rechtsakte bezogen auf einzelne Inhaltsstoffe oder Leistungswerte von Bauprodukten europaweit gültige, einheitliche Schwellenwerte festsetzen.

Neu ist auch eine vor allem vom Europäischen Parlament mit Nachdruck eingeforderte Pflicht der Information über gefährliche Inhaltsstoffe. Die EU-BauPV sieht nun vor, dass die nach der europäischen Chemikalienverordnung REACH vorliegenden Informationen über besonders gefährliche Stoffe zusammen mit der Leistungserklärung zur Verfügung zu stellen sind. Damit ist erstmals vorgesehen, dass solche Informationen auch alle Endverwender erreichen.

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

Die EU-BauPV enthält eine gespaltene Inkrafttretensregelung: Bereits 20 Tage nach Bekanntmachung – also am 24.04.2011 – treten die Regelungen in Kraft, die notwendig sind, um sicherzustellen, dass mit dem vollständigen Inkrafttreten am 01.07.2013 volle Arbeitsfähigkeit hergestellt ist. Damit können zügig die institutionellen Voraussetzungen der Technischen Bewertung und der Notifizierung von Drittstellen geschaffen und der Ständige Ausschuss für das Bauwesen auch schon auf der Grundlage der neuen Verordnung einberufen werden.

Übergangsbestimmungen stellen sicher, dass bereits erbrachte Aufwendungen der Hersteller zur CE-Kennzeichnung nicht umsonst waren.

Zusammenfassende Wertung und Ausblick

Es ist zu erwarten, dass die EU-BauPV eine dauerhaft tragfähige Grundlage zum weiteren Ausbau des EU-Binnenmarkts für Bauprodukte darstellen wird. 

Die neue EU-Bauproduktenverordnung führt das bisherige System der Produktzertifizierung auf der Grundlage harmonisierter europäischer Normen und Bewertungen schlüssig weiter. Eine Reihe von bisher strittigen Fragen wird rechtlich geklärt, Fragen des Arbeits‑, Umwelt- und Klimaschutzes, für die in den Jahren seit Erlass der Bauproduktenrichtlinie die Sensibilität gestiegen ist, finden verstärkt Einlass in das europäische Bauproduktenrecht. Dagegen sind Ansätze einer gewissen Zurücknahme der Harmonisierung im Rahmen von Vereinfachungstatbeständen zurecht nur in überschaubarem Rahmen Wirklichkeit geworden.

National geht es zurzeit und in den nächsten Monaten darum, gemeinsam mit den Ländern die notwendigen Anpassungen zu identifizieren und durchzuführen. Zu treffen sind insbesondere organisatorische Maßnahmen, wie die Bestimmung der notwendigen Stellen und Behörden. Außerdem sind ergänzende nationale Rechtsvorschriften nötig, die wegen der unmittelbaren Wirkung der EU-Verordnung neben den zu ihrer Wirksamkeit gebotenen Bußgeld- bzw. Straftatbeständen wohl von begrenztem Umfang sein werden, sowie Änderungen im Bauordnungsrecht der Länder.

